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Erklärung der benutzten Zeichen

* Verfahren der Konsultation
Mehrheit der abgegebenen Stimmen

**I Verfahren der Zusammenarbeit (erste Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen

**II Verfahren der Zusammenarbeit (zweite Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zur Billigung des 
Gemeinsamen Standpunkts
Absolute Mehrheit der Mitglieder zur Ablehnung oder Abänderung 
des Gemeinsamen Standpunkts

*** Verfahren der Zustimmung
Absolute Mehrheit der Mitglieder außer in den Fällen, die in 
Artikel 105, 107, 161 und 300 des EG-Vertrags und Artikel 7 des 
EU-Vertrags genannt sind

***I Verfahren der Mitentscheidung (erste Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen

***II Verfahren der Mitentscheidung (zweite Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zur Billigung des 
Gemeinsamen Standpunkts
Absolute Mehrheit der Mitglieder zur Ablehnung oder Abänderung 
des Gemeinsamen Standpunkts

***III Verfahren der Mitentscheidung (dritte Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zur Billigung des 
gemeinsamen Entwurfs

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der von der Kommission 
vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu Legislativtexten

Die vom Parlament vorgenommenen Änderungen werden durch Fett- und 
Kursivdruck hervorgehoben. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt 
werden, dient das als Hinweis an die zuständigen technischen Dienststellen 
auf solche Teile des Legislativtextes, bei denen im Hinblick auf die 
Erstellung des endgültigen Textes eine Korrektur empfohlen wird 
(beispielsweise Textteile, die in einer Sprachfassung offenkundig fehlerhaft 
sind oder ganz fehlen). Diese Korrekturempfehlungen bedürfen der 
Zustimmung der betreffenden technischen Dienststellen.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2037/2000 im Hinblick auf das Basisjahr für die 
Zuteilung der Quoten für teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe an die 
Mitgliedstaaten, die am 1. Mai 2004 beigetreten sind
(KOM(2004)0550 – 13632/2005 - C6-0421/2005 – 2004/0296(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(KOM(2004)0550 - 13632/2005)1,

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 175 Absatz 1 des EG-Vertrags, auf deren 
Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C6-0421/2005),

– gestützt auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (A6-0000/2006),

1. billigt den Vorschlag der Kommission;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der
Kommission zu übermitteln.

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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BEGRÜNDUNG

Hintergrund 

In der Verordnung (EG) Nr. 2037/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. Juni 2000 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen, wird 1999 als Basisjahr für 
die Zuteilung von Quoten für teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe (H-FCKW) 
festgelegt. Der Markt für H-FCKW in den zehn neuen Mitgliedstaaten hat sich seit 1999 
durch das Auftreten neuer Unternehmen und veränderte Marktanteile in Bezug auf H-FCKW 
erheblich verändert. 

Aus folgenden Gründen ist eine Änderung des Basisjahres in der Verordnung notwendig:

• Einige Wirtschaftsteilnehmer der EU-10, die 1999 nicht auf dem Markt waren, werden 
2002/2003 ihre Tätigkeit fortsetzen können.

• Die Beibehaltung des Basisjahres 1999 bei der Zuteilung von H-FCKW-Quoten für diese 
neuen Mitgliedstaaten hätte zur Folge, dass viele Unternehmen keine Einfuhrquote 
erhalten würden. Dies könnte als willkürlich betrachtet werden und außerdem zu einem 
Verstoß gegen den Grundsatz der Diskriminierungsfreiheit und legitimen Erwartungen 
führen.

• Als allgemeine Regel gilt, dass Quoten auf den aktuellsten und repräsentativsten zu 
Verfügung stehenden Zahlen basieren sollten, um zu gewährleisten, dass bestimmte 
Einführer in den neuen Mitgliedstaaten nicht ausgeschlossen werden. Daher sollten die 
Jahre zugrunde gelegt werden, für die die aktuellsten Daten verfügbar sind.

Vorschlag der Kommission und Wirkung des neuen Basisdatums (Durchschnitt der 
Jahre 2002 und 2003)

Um der wirtschaftlichen Situation auf dem H-FCKW-Markt in den zehn neuen 
Mitgliedstaaten optimal Rechnung zu tragen, schlägt die Kommission vor, dass der 
durchschnittliche Marktanteil der Jahre 2002 und 2003 zur Grundlage für die Unternehmen in 
diesen Mitgliedstaaten bestimmt wird. 

Die Änderung des Basisdatums von 1999 zum Durchschnitt der Jahre 2002 und 2003 würde 
dazu führen, dass die Einführer in den neuen Mitgliedstaaten eine Zuteilung von 10,35 t 
Ozonabbaupotenzial und die Hersteller von 126,99 t Ozonabbaupotenzial gegenüber 5,44 t 
Ozonabbaupotenzial bzw. 131,89 t Ozonabbaupotenzial auf der Grundlage des Jahres 1999 
erhalten würden.

Die Änderung des Basisdatums hat für die Umwelt keine Folgen. Es handelt sich um eine rein 
wirtschaftliche Änderung, da die Gesamtquote für das Inverkehrbringen unverändert bleibt.

Rechtsgrundlage - Hintergrund

Am 11. August 2004 nahm die Kommission einen Vorschlag mit der Rechtsgrundlage Artikel 
57 der Beitrittsurkunde 2003, an. Sowohl der Juristischen Dienst als auch der 
Rechtsausschuss des EP waren der Ansicht, dass Artikel 175 des EG Vertrages die korrekte 
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Rechtsgrundlage gewesen wäre. Im Rat besteht jetzt eine Einigung, den Vorschlag auf Artikel 
175 Absatz 1 des EG Vertrages zu stützen, und die Kommission hat auch diese 
Rechtsgrundlage akzeptiert.

Empfehlung des Berichterstatters

Da die Änderung des Basisdatums, der keine Folgen für die Umwelt hat, notwendig ist um der 
wirtschaftlichen Situation auf dem H-FCKW-Markt in den zehn neuen Mitgliedstaaten 
optimal Rechnung zu tragen und dem Berichterstatter ferner keine zu diesem Sachverhalt 
gegenteiligen Stellungnahmen der Beteiligten vorliegen, wird die Annahme der vorliegenden 
Richtlinie ohne Abänderungen vorgeschlagen. Der Berichterstatter hofft auch, dass eine 
Einigung in 1. Lesung möglich ist, um die Probleme in den neuen Mitgliedsstaaten nicht 
unnötig zu verlängern.


